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 Preufifche Gefekfammtung | 


| Jahrgang 1924 Nr. 6. 


(Nr. 12759.) Verordnung über das Koſtenweſen bei der Auflöſung der Familiengüter und Hausvermögen 
(Gebührenordnung für Auflöſung von Familiengütern). Vom 11. Januar 1924. 


Auf Grund der F 3, 25 des Adelsgeſetzes vom 23. Juni 1920 (Gefeßfamml. S. 367) in Verbindung mit 
§ 41 Abſ. 2 der Zwangsauflöſungsverordnung vom 19. November 1920 (Geſetzſamml. S. 463) verordnet 
das Staatsminiſterium, was folgt? a f 8 
J. Abſchnitt.“ 
Allgemeine Beſtimmungen. 
0 Sal 

Die Berechnung der Gebühren und Auslagen in dem Verfahren vor den Auflöſungsbehörden (88 27, 

42 Z. A. V. und Ziffer 6 der Verordnung, betreffend die Überleitungsvorfchriften zum Adelsgeſetze, vom 
März 1921 — Geſetzſamml. S. 339.—) ſowie die Vergütung für die Rechtsanwälte, Gerichtsvollzieher, Zeugen 
und Sachverſtändigen in dieſem Verfahren beſtimmt ſich ausſchließlich nach den Vorſchriften dieſer Verordnung. 

8.2. 

(1) Die Gebühren, Auslagen und Vorſchüſſe werden in Gold berechnet. 

(2) In Reichswährung geleiſtete Zahlungen find nach dem Tage der Zahlung in Gold umzurechnen. 
Als Tag der Zahlung gilt bei Zahlung durch Poſtauweiſung oder Zahlkarte der aus dem Tagesſtempel der 
Aufgabepoſtanſtalt erſichtliche Tag der Einzahlung, bei Zahlung durch Poſtſcheck oder Poſtüberweiſung der 
Tag, der ſich aus dem Tagesſtempel des Poſtſcheckamts auf dem der Kaſſe ausgehändigten Abſchnitt ergibt, 
bei Erhebung der Koſten durch Nachnahme der Tag der Aufgabe zur Poſt. Im übrigen gilt als Tag der 
Zahlung der Tag des Zahlungseinganges. 

(3) Bis auf weiteres gilt für die Umrechnung der vom Reichsminiſter der Finanzen befanntgegebene 
Goldumrechnungsſatz ($ 2 der Durchführungsbeſtimmungen zur Aufwertungsverordnung vom 13. Oktober / 12. No⸗ 
vember 1923 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 951, 1089 =). Der Juſtizminiſter iſt ermächtigt, einen anderen Um⸗ 

rechnungsſatz zu beſtimmen. | 2 El 
83.1 BR 

() Zur Zahlung der Koſten des Verfahrens ift, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt .ift, der Beſitzer 
unter Beſchränkung auf den Stamm des gebundenen Vermögens verpflichtet. Für die Aufſichtsgebühren 
(Ss 14 und 18 Abf: 1 Ziffer 6) haftet er auch perſönlich. i ; 

(2) Hat die Aufſichtsbehörde einem anderen als dem Beſitzer Verfahrenskoſten auferlegt, fo haftet der 
andere unbeſchadet einer beſtehenden Vorſchußpflicht an Stelle des Beſitzers. a a 
5 (3) Im übrigen finden die Vorſchriften der §§ 2, 4, 5 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes und 
daneben bei ſtreitigen Vermögensanſprüchen die Vorſchriften der SS 77, 80 bis 82 und 88 des Deutſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes ſiungemäße Anwendung. i SR — Gin A 

8 4. 


(1) Die Gebühren werden, ſoweit nicht etwas anderes beſtimmt ift, nach dem Werte des Gegenſtandes, 
N auf den ſich das Geſchäft bezieht, berechnet. Betrifft das Geſchäft das Recht an einer Sache, ſo iſt der Wert 
8 Gefetzſaminl. 1924. (Rr. 12759.) . e 8 5 . 6 1 
Ausgegeben zu Berlin den 19. Januar 1924. 
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dieſes Rechtes maßgebend. Auf die Bemeſſung des Wertes finden die Vorſchriften der 88 18 Abſ. 2, 19, 20, 22 
des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes und bei ſtreitigen Vermögensanſprüchen die Vorſchriften der 88 9 bis 17 
des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes entſprechende Anwendung. Bei Anſprüchen wegen Unterhalts iſt der Wert 
des Rechtes auf die wiederkehrenden Leiſtungen, falls nicht der Geſamtbetrag der geforderten Leiſtungen geringer 
iſt, auf den Betrag des einjährigen Bezugs zu berechnen. 

(2) Der für die Berechnung der Verfahrensgebühren feſtgeſetzte Wert iſt auch für die Berechnung der 
Gebühren der Rechtsanwälte maßgebend. N 


8 5. 

(1) Der Wert des Gegenſtandes, bei ſtreitigen Vermögensanſprüchen der Wert des Streit- oder Be⸗ 
ſchwerdegegenſtandes, iſt in Gold zu beſtimmen. 

(2) Iſt der Wert des Gegenſtandes, auf den ſich das Geſchäft bezieht, in Reichswährung beſtimmt, ſo 
iſt er nach dem Umrechnungsſatze (§ 2 Abſ. 3) im Zeitpunkte der Fälligkeit der Gebühren in Gold umzurechnen. 

(3) Bei ſtreitigen Anſprüchen, die eine in Reichswährung beſtimmte Geldſumme betreffen, beſtimmt ſich 
der Wert des Streit- oder Beſchwerdegegenſtandes nach dem Umrechnungsſatze (§ 2 Abſ. 3) im Zeitpunkte 
der Einreichung des Antrags oder der Einlegung der Beſchwerde. Bei Anſprüchen dieſer Art erhöht ſich 
der Wert des Streit» oder Beſchwerdegegenſtandes nicht dadurch, daß der Antragſteller wegen einer nach dem 
genannten Zeitpunkt eingetretenen Geldentwertung den Anſpruch erweitert. 


8 6. 5 

0) Die Feſtſetzung des Wertes erfolgt gebührenfrei durch den Schriftführer. Ihm liegt auch die 
Berechnung der Koſten ob. Die Wertfeſtſetzung und der Koſtenanſatz des Schriftführers können von dem 

Vorſitzenden der Auflöſungsbehörde im Aufſichtswege geändert werden, ſoweit nicht bereits darüber eine 
Entſcheidung der Auflöſungsbehörde ergangen iſt. 

(2) Über Erinnerungen des Zahlungspflichtigen gegen die Wertfeſtſetzung oder den Koſtenanſatz entſcheidet, 
ſofern nicht der Schriftführer die Erinnerung für begründet erachtet und ſelbſt Abhilfe ſchafft, die Auflöſungs⸗ 
behörde gebührenfrei. 

(3) Gegen den Beſchluß des Auflöſungsamts für Familiengüter ſteht dem Zahlungspflichtigen und der 
Staatskaſſe die Beſchwerde an das Landesamt für Familiengüter zu, wenn der Wert des Beſchwerdegegen— 
8 jonas den Betrag von 2000 Goldmark überſteigt. Die Beſchwerde ift bei dem Auflöfungsamt. einzureichen. 

ie Entſcheidung des Landesamts iſt endgültig. Der § 25 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes gilt ſinngemäß. 

(4) Die Vertretung der Staatskaſſe in dem im Abſ. 3 bezeichneten Beſchwerdeverfahren ſteht dem 
Rechnungsdirektor des Oberlandesgerichts am Sitze des beteiligten Auflöſungsamts zu. Die mittels Beſchwerde 
anfechtbaren Beſchlüſſe des Auflöfungsamts, durch welche der Koſtenanſatz ermäßigt wird, find ihm zur 
Prüfung vorzulegen. 

(5) Für die Feſtſetzung der in einem ſtreitigen Verfahren dem Beteiligten zu erſtattenden Koſten gelten 
die Beſtimmungen der SS 103 bis 107 der Zivilprozeßordnung (§ 28 Abſ. 3 Satz 3 der Zwangsauflöſungs⸗ 
verordnung) entſprechend. Der § 29 Abſ. 3 Satz 1 der Zwangsauflöſungsverordnung findet Anwendung. 
Die Koſten find in dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß in Gold feſtzuſetzen. In Reichswährung entſtandene Koſten 
find zum Zwecke der Feſtſetzung in Gold umzurechnen. Maßgebend iſt der Umrechnungsſatz ($ 2 Abſ. 3) im 
Zeitpunkte der Verauslagung. Die Koſtenberechnung (§ 103 Abſ. 2 der Zivilprozeßordnung) hat die 
Umrechnung zu enthalten. 

In Reichswährung entſtandene bare Auslagen find unter Aufrundung auf volle 10 Goldpfennige in 
Gold umzurechnen. Maßgebend iſt für die Umrechnung der Goldumrechnungsſatz ($ 2 Abf. 3) im Zeitpunkte 
der Verauslagung. 


§ 8. 

(1) Eine Erhebung von Stempeln und anderen Abgaben neben den Gebühren findet nicht ſtatt. Der 
§ 2 Abf. 2 und 3 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes gilt entſprechend. 

(2) Die zur Erhebung kommenden Stempel werden nach den für Gerichtskoſtenſtempel geltenden Vor— 
ſchriften behandelt. Die §§ 29, 30 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes finden mit der Maßgabe entſprechende 
Anwendung, daß über Einwendungen und Beſchwerden, welche die Feſtſetzung des für die Stempelberechnung 

maßgebenden Wertes oder den Anſatz von Stempelbeträgen betreffen, gemäß $6 dieſer Verordnung entfchieden wird. 
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(3) Die in Reichswährung berechneten Stempelabgaben ſind für im Verfahren errichtete Urkunden nach 
dem am Tage ihrer Beurkundung, für ſonſtige Urkunden nach dem am Tage ihres Einganges bei der Auf— 
löſungsbehörde geltenden Umrechnungsſatze ($ 2 Abf. 3) in Gold umzurechnen. 


(1) Bei ſtreitigen Vermögensanſprüchen iſt von dem Antragſteller für jede Juftanz ein Gebührenvor⸗ 
ſchuß zu zahlen. Der Vorſchuß beträgt ſoviel wie die höchſte Gebühr, welche für die Inſtanz zum Anſatze 
kommen kann. Bei Erweiterung der Anträge iſt der Vorſchuß nach Maßgabe der Erweiterung zu erhöhen. 
Ausländer, die als Antragſteller auftreten, haben einen Vorſchuß in Höhe des Dreifachen der vollen Gebühr 
zu zahlen. Die Vorſchriften des $ 85 Abſ. 2, 3 und 5 und 8 86 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes gelten 
im übrigen ſinngemäß. 

(2) Auf die Einforderung von Auslagenvorſchüſſen findet der § 6 Abſ. ! und 3 des Preußiſchen Gerichts- 
koſtengeſetzes entſprechende Anwendung. i 

$10. 

(1) Der Mindeftbetrag einer Gebühr ift 2 Goldmark, ſoweit nicht in dieſer Gebührenordnung ein ge— 
ringerer Gebührenbetrag beſtimmt iſt. 8 i 

(2) Pfennigbeträge, welche ohne Bruch nicht durch zehn teilbar ſind, ſind auf volle 10 Goldpfennige 
aufzurunden. f 

ee s1l. 

Volle Gebühr im Sinne dieſer Gebührenordnung iſt: 

1. die im § 8 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes beſtimmte Gebühr, ſoweit es ſich um ſtreitige 
Anſprüche handelt; 
2. die im § 32 des Preußiſchen Gerſchtskoſtengeſetzes beſtimmte Gebühr für alle anderen Angelegenheiten. 


§ 12. 
Foüuür die Berechnung und Einziehung der nach dieſer Verordnung zu berechnenden Gebühren, Auslagen 
und Stempel gelten die für die Berechnung und Einziehung der Gerichtskosten maßgebenden Vorſchriften. 


II. Abſchnitt. 
Die einzelnen Verfahrensgebühren. 
Fr IE § 13. 
Als Verfahrensgebühren werden erhoben: 
1. die Aufſichtsgebühr . 
2. die Zwangsauflöſungsgebühr / 
3. die Anſpruchsgebühr; 
4. die Beſchwerdegebühr. 
g 14. 
() Als Aufſichtsgebühr wird jährlich nach dem Betrage des Vermögens die volle Gebühr des § 11 
Nr 2 erhoben. Dabei wird das angefangene Kalenderjahr ſowohl am Anfang als auch am Ende der Be- 
aufſichtigung voll gerechnet. Die Gebühr umfaßt die geſamte Tätigkeit der Auflöſungsbehörde vom Beginne 
der Jwangsauflöſung bis zum Freiwerden des Vermögens (SS 1, 3, § 10 Abſ. 4 Satz 2, § 11 Abſ. 1 Satz 8 
der Zwangsauflöſungsverordnung), ſoweit nicht für einzelne Geſchäfte beſondere Gebühren vorgeſehen ſind (§ 18). 
. (2) Die gleiche Gebühr wie im Abſ. 1 wird auch erhoben, ſofern eine Zwangsauflöſung nicht erfolgt, 
ſowie für die Seit bis zum Beginne der Zwangsauflöſung ($ 3, § 37 Abſ. 2, § 38 Abſ. 3 der Zwangs- 
auflöſungsverordnung). j „ 
() Liegt dem Auflöſungsamte die Aufſicht über die Verwaltung eines Grundſtücks ob, ſo wird hierfür 
noch beſonders nach dem Betrage der Einkünfte, welche nach Berichtigung der Verwaltungskoſten und der 
auf dem Grundſtücke haftenden Laſten und Abgaben verbleiben, neben den Gebühren des Abſ. 1 oder 2 für 
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jedes Rechnungsjahr das Zweifache der vollen Gebühr des § 11 Nr. 2 erhoben. Das gleiche gilt in den 
Fällen des § 10 Abſ. 2, § 11 der Verordnung über Familiengüter in der Faſſung vom 30. Dezember 1920 
(Geſetzſamml. 1921 S. 77). Die Gebühren dürfen indeſſen zehn vom Hundert der jährlichen Einkünfte nicht 
überſteigen. Ben 

9 Für die Zeit vom Freiwerden des Vermögens bis zur Löſchung der Fideikommißeigenſchaft (Sperr⸗ 
friſt) find für die Beaufſichtigung neben der Zwangsauflöſungsgebühr (§ 15), die Gebühren des Abſ. 1 und 
des Abſ. 3 nur zur Hälfte zu erheben. „ i 
a (5) Der Berechnung der Gebühren ift, ſoweit nicht die Vorſchrift im Abſ. 3 Anwendung findet, der 
Betrag des Vermögens nach Abzug der Schulden zugrunde zu legen. Der Wert von Gegenſtänden, die 
einen beſonderen künſtleriſchen, wiſſenſchaftlichen oder geſchichtlichen Wert haben (§ 18 der Zwangsauflöſungs⸗ 
verordnung), iſt, folange fie nicht gegen Entgelt veräußert werden, bei der Wertberechnung unberückſichtigt zu 
laſſen; das gleiche gilt hinſichtlich der gemeinnützigen Anſtalten (§ 17 der Zwangsauflöſungsverordnung). 

(6) In den Fällen des Abſ. 1 und 2 darf die Gebühr, wenn es ſich um ein reines Geldfideikommiß 

handelt, 10 v. H. der Einkünfte, welche nach Berichtigung der Verwaltungskoſten verbleiben, nicht überſteigen. 


8 15. 


(1) Als Zwangsauflöſungsgebühr wird das Vierfache der vollen Gebühr des § 11 Nr. 2 nach dem Be⸗ 
trage des Vermögens erhoben. Sie umfaßt die geſamte Tätigkeit der Auflöſungsbehörde während der Sperr. 
frift und die vor der Sperrfriſt erfolgende Bildung von Wald, Deich, Wein- und Landgütern (88 12 bis 16 
der Zwaugsauflöſungsverordnung) und von Stiftungen (§ 32 Abſ. 2 a. a. O.), die Maßnahmen, betreffend 
die gemeinnützigen Anſtalten und Leiſtungen ($ 17 a. a. O.), die Sicherſtellung von Gläubigern (SS 22 bis 24, 
4, 7, 11, 20 und 21 a. a. O.) und die Sicherung von Gegenſtänden von künſtleriſchem, wiſſenſchaftlichem 
oder geſchichtlichem Werte (§ 18 a. a. O.), ſoweit nicht für einzelne Geſchäfte beſondere Gebühren vorgeſehen find. 

(2) Die Gebühr wird bei Samtfideikommiſſen (§S 10 der Zwangsauflöſungsverordnung) vom ganzen 
Vermögen, bei Geldfideikommiſſen (§ 11 a. a. O.) von dem jeweilig freiwerdenden Teile des Vermögens erhoben; 
im Falle des Widerrufs (§ 8 Abſ. 3 a. a. O.) und bei Zwergfideikommiſſen ($ 9 a. a. O.) kommt ſie nur zur 
Hälfte zur Erhebung. Be Bun BEER: 

(3) Bei N der Sperrfriſt iſt ein zur Deckung der Hälfte der Zwangsauflöſungsgebühr voraus- 
ſichtlich ausreichender Betrag als Gebührenvorſchuß zu erheben. Schon vorher kann in Anrechnung auf die 
Zwangsauflöſungsgebühr ein entſprechender Vorſchuß erhoben werden, wenn Anträge auf Bildung eines 
Wald-, Deich⸗, Wein- oder Landguts (88 14 bis 16 der Zwangsauflöſungsverordnung) vor Beginn der 
Sperrfriſt geſtellt werden. . 

(4) Bei der Wertberechnung findet ein Schuldenabzug nicht ftatt. Der § 14 Abſ. 5 Satz 2 gilt ſinngemäß. 


816, „ 

(1) Als Anſpruchsgebühr wird erhoben die volle Gebühr des § II Nr. 1 für das Verfahren über 
ſtreitige, bei dem Auflöſungsamt anhängig gemachte Anſprüche. In den Fällen des § 39 der Zwangsauf— 
löfungsverordnung ift fie nur zu erheben, wenn das Vermögen auf Antrag für frei erklärt oder das Verlangen 
des Antragſtellers, das Vermögen für gebunden zu erklären, abgelehnt wird. a 5 

(2) Die Anſpruchsgebühr wird nur zu zwei Zehnteilen erhoben, wenn der ſtreitige Anſpruch durch Ver⸗ 
gleich, Anerkenntnis oder Verzicht erledigt wird oder wenn der Antrag, bevor über ihn eine Entſcheidung 
getroffen worden iſt, zurückgenommen wird. b 22 

(8) Für die Jurückweiſung des Einſpruchs im Falle des § 27 Abſ. 5 der Zwangsauflöſungsverordnung 
wird ein Zehnteil der Anſpruchsgebühr erhoben. Das Auflöſungsamt kann indeſſen aus Billigkeitsgründen 
anordnen, daß von der Erhebung dieſer Gebühr abzuſehen iſt. N \ 


Als Beſchwerdegebühr wird erhoben die volle Gebühr des § 11 Nr. 1 für das Verfahren in der 
Beſchwerdeinſtanz, wenn die Beſchwerde als unzuläſſig verworfen oder zurückgewieſen wird. § 16 Abſ. 2 
gilt entſprechend. Das Landesamt kann die Gebühr aus Billigkeitsgründen ermäßigen oder anordnen, daß 
von der Erhebung einer Gebühr abzufehen ift: f f ie 
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(J) Außer den im 8 13 bezeichneten Gebühren werden erhoben 


1, 


für die Aufnahme von Familienſchlüſſen oder Beſchlüſſen gemäß 8 10 Abf. 6 der Zwaugsauf⸗ 
löſungsverordnung die volle Gebühr des § 11 Nr. 2; betrifft der Familienſchluß jedoch die frei⸗ 
willige Auflöſung des Familienguts (§ 38 Abs. 1 der Zwangsauflöſungsverordnung, § 2 der 
Verordnung über Familiengüter), das Dreifache der vollen Gebühr des § 11 Nr. 2; 


für die Errichtung von Stiftungen in den Fällen des § 10 Abſ. 8 und 9, SS 14 bis 16 und 21 


der Zwangsauflöſungsverordnung und für die Anderung von Satzungen in dieſen Fällen die volle 
Gebühr des § 11 Nr. 2, für die Beaufſichtigung der Stiftung in dieſen Fällen und in den Fällen 
der SS 17 und 18 der Zwangsauflöſungsverordnung jährlich zwei Zehnteile der vollen Gebühr 
des § 11 Nr. 2. Soweit die Errichtung einer Stiftung auf Grund eines Familienſchluſſes er⸗ 
folgt, wird eine beſondere Gebühr für die Errichtung der Stiftung neben der Gebühr für die 
Aufnahme des Familienſchluſſes nicht erhoben; 


3. für die Einleitung einer Pflegſchaft einſchließlich der Beſtellung des Pflegers ( 19 Abſ. 9, § 28 


Abſ. 10 der Zwangsauflöſungsverordnung, § 3 Abſ. 4 der Verordnung über Familiengüter) die 
volle Gebühr des § 11 Nr. 2. Die gleiche Gebühr wird auch erhoben für die Beſtellung eines 
Pflegers aus Anlaß der Einleitung einer Schuldenpflegſchaft, ſofern der Pfleger nur zu vor⸗ 
bereitenden Maßnahmen beſtellt wird (§ 26 Abſ. 5 der Zwangsauflöſungsverordnung ) 


für das Schuldentilgungsverfahren ($ 26 der Zwangsauflöſungsverordnung) ſowie für das 


Schuldenpflegſchaftsverfahren ($ 26 Abf. 5, a. a. O.) die halbe Gebühr des § 11 Nr. 1. Die 


— 


Vorſchriften des § 43 Ab; des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes find entſprechend anzuwenden. 
Auf die Gebühr für das Schuldenpflegſchaftsverfahren iſt die Gebühr zu Nr. 3 Satz 2 anzu⸗ 
rechnen. Für das Schuldentilgungsverfahren im Falle des § 12 Abſ. 4 der Zwangsauflöſungs⸗ 
verordnung wird eine Gebühr nicht erhoben; a 


im Verfahren einer Sequeſtration (§ 28 Abſ. 12 der Zwangsauftöſungsverordnung) für jedes 


Jahr das Zweifache der vollen Gebühr des §S 11 Nr. 2. Die Beſtimmungen der SS 126, 127 
des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes gelten ſinngemäß ; 


für die Führung der geſamten Aufſicht über ein Waldgut einſchließlich der gemäß 8 12 und 


$ 13 der Zwangsauflöſungsverordnung vorkommenden Geſchäfte jährlich nach dem Betrage des 
Vermögens drei Zehnteile der vollen Gebühr des § 11 Nr. 2. Die Gebühr entfällt, ſoweit die 
Aufſichtsgebühr aus § 14 dieſer Verordnung zu erheben iſt. Die Vorſchrift über die Wert⸗ 
berechnung im § 14 Abſ. 5 gilt ſinngemäß. g a 


(2) Es kommen ferner zur entſprechenden Anwendung: 265 


ie 


10 


5 


die Vorſchriften der §s 84 bis 86 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes für das Auseinander- 
ſetzungsverfahren über die Anteile eines Samtfideikommiſſes gemäß § 10 Ab. 5 der Zwangs— 


auflöſungsverordnunn z i V 

die Vorſchriften der SH 40 bis 46, 48, 74 und 78 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in Fidei⸗ 
kommißkonkursverfahren (§ 26 Abf. 6 der Zwangsauflöſungs verordnung); FFF 
die Vorſchriften des § 101 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes im Verfahren zur Verhängung 
von Ordnungsſtrafen ($ 25 Abſ. 1, § 28 Abſ. 12 der Zwangsauflöſungs verordnung); 

die Vorſchriften des § 33 Ziffer 6 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes im Aufgebotsverfahren 


gemäß § 25 Abs. 6 der Zwaugsauflöſungsverordnung; in den Fällen des § 10 Abs. 7 und des 


8 25 Abſ. 2 der Zwangsauflöſungsverordnung iſt nur die Hälfte der Sätze des § 33 Ziffer 6 


5. 
6. 


des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes zu erheben; ö 

die Vorſchrift des § 48 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes auf die Aufnahme von Vermögens⸗ 
verzeichniſſen, wenn das Geſchäft von der Auflöſungsbehörde ſelbſt vorgenommen wird; 

die Vorſchriften des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes im Vollſtreckungsverfahren ($ 28 Ziffer 12 der 


Iwangsauflöſungsverordnung), ſoweit keine beſondere Gebühr angeordnet iſt (Abſ. 1 Ziffer 5; 


Abf. 2 Ziffer 3 


a Für die Entſcheidung über die Erteilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung von Zeugniſſen über die 
Rechtskraft und über Feſtſetzung der einem Beteiligten zu erſtattenden Koſten wird eine Gebühr nicht erhoben. 
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819. 
Bei der den Auflöſungsämtern oder ihren Mitgliedern durch die Allgemeine Verfügung des Juſtiz⸗ 


miniſters vom 20. September 1921 (Juſtiz⸗Miniſterial⸗Bl. S. 498) zugewieſenen beurkundenden Tätigkeit finden 
die Beſtimmungen des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes entſprechende Anwendung. & 


§ 20. REST DR 
Auf die Erhebung von Auslagen find die Vorſchriften der §§ 109 bis 112, § 114 des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes entſprechend anzuwenden mit der Maßgabe, daß für die an die Partei erlaſſenen Erinnerungs⸗ 
ſchreiben Schreib⸗ und Poſtgebühren beſonders zu erheben find. Im Falle des § 112 des Preußiſchen Gerichts- 
koſtengeſetzes gelten für die Tagegelder und Fahrkoſten die Beſtimmungen über die Reiſekoſten in Staatsdienſt⸗ 
angelegenheiten. Die Mitglieder der Auflöſungsämter beziehen die Sätze der Beſoldungsgruppe XII und die 
des Landesamts die Sätze der Beſoldungsgruppe XIII, foweit fie nicht einer höheren Beſoldungsgruppe 
angehören oder angehört haben. b 
5 § 21. 
Im übrigen gelten in Anſehung der anzuſetzenden Koſten ſiungemäß die Beſtimmungen 
der 8 6 Abſ. 2 und 4, SS 7 bis 17, § 23 Abſ. 2, § 26 Abſ. 2, 88 38, 39, § 50 Abſ. 1 Ziffer 2, 
888, § 105 Abf. 1 Satz 1, Abf. 2 und Abſ. 3 Nr. 4, § 106 Abſ. 1, 88 107, 115, 119, 136 
und 140 Abf. 1 und 5 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes b 
und daneben bei ſtreitigen Anſprüchen die Beſtimmungen 
der SS 3, 25, 39, 75 Abſ. 1, Ss 76, 90, 91 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes. 


III. Abſchuitt. 2 
Gebühren und Auslagen der Rechtsanwälte, der Gerichtsvollzieher und der Zeugen 
und Sachverſtändigen. N 
§ 22. i 5 

(1) Der Rechtsanwalt erhält für die Vertretung des Beſitzers in dem Verfahren vor den Auflöſungs⸗ 
behörden während der Sperrfriſt (§ 22 Abſ. 1 Satz 1 der Zwangsauflöſungsverordnung), wenn ſich die Ver⸗ 
tretung auf das geſamte Verfahren erſtreckt, die volle Gebühr des § 11 Nr. 2. Erſtreckt feine Tätigkeit ſich 
dabei auf die Vertretung des Beſitzers im Konkurſe, Schuldentilgungs⸗, Sicherungs- oder Pflegſchaftsverfahren 
(88 23 bis 26 der Zwangsauflöſungsverordnung) oder im Verfahren der Bildung eines Wald-, Wein-, Deich⸗ 
oder Landguts, einer Stiftung oder der Übertragung des Vermögens einer gemeinnützigen Anſtalt (§§ 12 
bis 18 a. a. O.), ſo kann die Gebühr bei beſonderer Mühewaltung des Rechtsanwalts angemeſſen erhöht 
werden, ſie darf aber insgeſamt das Zweifache der vollen Gebühr des § 11 Nr. 2 nicht überſteigen. 

(2) Beſchränkt ſich die Tätigkeit des Rechtsanwalts während der Sperrfriſt auf die Vertretung des 
Beſitzers in einer der im Abf. 1 Satz 2 genannten Verfahrensarten, fo erhält er drei Zehnteile der vollen 
Gebühr des § 11 Nr. 2; in ſchwierigen Fällen kann dieſe Vergütung auf den Betrag der vollen Gebühr 
erhöht werden. Dieſe Beſtimmungen gelten auch für die entſprechende Tätigkeit des Rechtsanwalts vor 
Beginn der Sperrfriſt. 5 8 

(3) Für die Vertretung des Beſitzers oder eines anderen Beteiligten im Verfahren der freiwilligen 
Auflöſung (§ 38 der Zwangsauflöſungsverordnung) erhält der Rechtsanwalt, wenn ſich ſeine Tätigkeit auf 
das ganze Verfahren erſtreckt, die volle Gebühr des § 11 Nr. 2. In beſonders ſchwierigen Fällen kann 
dieſe Gebühr auf das Zweifache erhöht werden. f 

(4) Im übrigen erhält der Rechtsanwalt, ſoweit es ſich nicht um die Vertretung im Verfahren über 
einen ſtreitigen Anſpruch handelt ($ 23), eine Vergütung für feine Tätigkeit nach Maßgabe der Vorſchriften 
in Art. 4 bis 6, 8 bis 17 der Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher. Neben den 
allgemeinen Gebühren in Abſ. ! bis 3 erhält er indeſſen nur die Sondergebühren der Art. 10 und 13 a. a. O. mit 
der Maßgabe, daß ihm für die Anfertigung des Entwurfs eines Rechtsgeſchäfts eine beſondere Gebühr nicht zuſteht. 

(5) Über die Befugnis zur Erhöhung der Gebühren in Abf. 1 bis 3 entſcheiden die Auflöſungsbehörden. 
Gegen die Entſcheidung des Auflöſungsamts ſteht dem Rechtsanwalt und ſeinem Auftraggeber ohne Rückſicht 
auf die Höhe der Beſchwerdeſumme die Beſchwerde an das Landesamt zu. 
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§ 23. 
g Dem als Bevollmächtigten einer Partei in einem vor dem Auflöſungsamt anhängigen Streit über 
einen Anſpruch beſtellten Rechtsanwalte ſteht für den Geſchäftsbetrieb einſchließlich der Information die 
Hälfte der Sätze des SI der Gebührenordnung für Rechtsanwälte zu (Prozeßgebühr). Die gleiche Ge- 
bühr erhält er für die mündliche Verhandlung (Verhandlungsgebühr), für die Mitwirkung bei einem 
zur Beilegung des Rechtsſtreits abgeſchloſſenen Vergleich (Vergleichsge bühr) und für die Vertretung im 
Beweisaufnahmeverfahren (Beweis gebühr). 
N f f 8 24. 
(1) Die Gebührenſätze des § 23 gelten auch im Beſchwerdeverfahren vor dem Landesamte, wenn ein 
ſtreitiger Anſpruch Gegenſtand der Beſchwerde iſt. 
(2) In allen anderen Fällen erhält der Rechtsanwalt für die Vertretung im Beſchwerdeverfahren drei 
Zehnteile der vollen Gebühr des § 11 Nr. 2. 
(3) Für die Vertretung im Verfahren über den Einſpruch (§ 27 Abſ. 5 der Zwangsauflöſungsverordnung) 
erhält der Rechtsanwalt, der die Partei bereits in dem vorausgegangenen Verfahren vertreten hatte, bei 
ftreitigen Anſprüchen noch drei Zehnteile der in dem § 23 beſtimmten Gebühren, in allen anderen Fällen noch 
zwei Zehnteile der vollen Gebühr des § 11 Nr. 2. f 


§ 25. N 

(4) Im übrigen finden unbeſchadet der Beſtimmungen im § 10 Abſ. 1 und nachſtehend im Abf. 2 für 
die Vertretung im Verfahren über ſtreitige Anſprüche und für die Vertretung eines Gläubigers im Fidei⸗ 
kommißkonkursverfahren die Beſtimmungen der Abſchnitte 1 bis 3, 5 bis 7 der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß an Stelle der vollen Sätze des § I der Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte fünf Zehnkeile dieſer Sätze als volle Gebühr gelten. 

(2) Ju den Fällen der SS 88, 89 und 93 Abf. 2 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte entſcheiden 
die Auflöſungsbehörden endgültig. 

| 8 26. 

Für die Gebühren und Auslagen der Gerichtsvollzieher gelten die Beſtimmungen der Art. 19 bis 25 
der Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher und für die Gebühren und Auslagen 
der Zeugen und Sachverſtändigen die Beſtimmungen der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige 
nach Maßgabe dieſer Verordnung ſinngemäß. f 


IV. Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 
ö 8 27. 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung ſind auch dann anwendbar, wenn in den durch die Verordnung 
getroffenen Angelegenheiten an Stelle der Auflöſungsbehörden ein Gericht tätig wird. 2 


§ 28. i 

In allen Fällen, in denen in dieſer Verordnung auf das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz, das Deutſche 
Gerichtskoſtengeſetz, die Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher, die Gebührenordnung 
der Rechtsanwälte und die Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige Bezug genommen iſt, gelten 
die Beſtimmungen des Preußiſchen Gerichtskoſtengefetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 363) in der 
Faſſung des Geſetzes vom 12. April 1923 (Geſetzſamml. S. 107), des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 
31. Dezember 1922 (Reichsgeſetzbl. 1923 I S. 12), der Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und Ge- 
richtsvollzieher vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 410) in der Faſſung des Geſetzes vom 12. April 1923 
(Geſetzſamml. S. 107), der Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. 1898 
S. 692, 1909 S. 475, 1910 S. 767, 1916 S. 1263, 1919 S. 2115, 1921 S. 910, 1923 1 S. 1 u. 813) 


W 


und der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige in der Faſſung de Bekanntmachung vom 
13. März 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 242) und des Geſetzes vom 24. Oktober 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 806) 
mit allen Abänderungen, die dieſe Geſetze bisher erfahren haben oder noch erfahren werden. 


8 20. 


Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1924 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkte 
tritt die Verordnung über das Koſtenweſen bei der Auflöſung der Familiengüter und Hausvermögen (Ge⸗ 
bührenordnung für Auflöſung von Familiengütern) vom 18. Juni 1921 (Geſetzſamml. S. 429) außer Kraft. 


$ 30. He : 
Die Aufſichtsgebühren ($ 14 Abſ. 1 bis 4, § 18 Abſ. 1 Nr. 6) für das Jahr 1923 find nach dieſer 
Verordnung zu berechnen. Zu den Aufſichtsgebühren für das Jahr 1923 iſt ein Zuſchlag von 100 vom Hundert 
zu erheben. Die für das Jahr 1922 gezahlten Aufſichtsgebühren find in Gold umgerechnet auf die für das 
Jahr 1923 zu erhebenden Gebühren in Anrechnung zu bringen. Etwa überſchießende Beträge ſind nicht zurück⸗ 
zuzahlen, ſondern auf ſpäter entſtehende Koſten zu verrechnen. Für die Umrechnung iſt, ſofern die Zahlung 
nach dem 31. Auguſt 1923 erfolgt ift, der am Tage der Zahlung geltende Goldumrechnungsſatz ($ 2 Abſ. 3), 
ſofern die Zahlung in einem früheren Zeitpunkt erfolgt iſt, das am Tage der Zahlung geltende Goldzoll— 
aufgeld maßgebend. Soweit die Aufſichtsgebühren für das Jahr 1922 noch nicht gezahlt find, iſt von ihrer 
Einziehung abzuſehen. a 
8 31. N 
0) Dieſe Verordnung findet Anwendung auf alle zu dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens noch nicht 
fällig gewordenen Koſten und noch nicht beendeten Geſchäfte, in letzterer Hinſicht auch inſoweit, als Arbeiten 
bereits geleiſtet ſind. Iſt zur Deckung der Gebühren und Auslagen vor dem Jukrafttreten der Verordnung 
ein Vorſchuß erfordert, ſo wird dieſer in Gold umgerechnet und auf die entſtandenen Koſten in Anrechnung 
gebracht. Für die Umrechnung iſt bei bereits bezahlten Vorſchüſſen, ſofern die Zahlung nach dem 31. Auguſt 1923 
erfolgt iſt, der am Tage der Zahlung geltende Umrechnungsſatz ($ 2 Abf. 3), ſofern die Zahlung zu einem 
früheren Zeitpunkt erfolgt iſt, das am Tage der Zahlung geltende Goldzollaufgeld maßgebend. Noch nicht 
bezahlte Vorſchüſſe werden nach dem am Tage des Inkrafttretens dieſer Verordnung geltenden Gold— 
umrechnungsſatze (§S 2 Abſ. 3) umgerechnet. Fr 
(2) Gebühren, die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung fällig geworden, und Auslagen, die vor 
dieſem Zeitpunkt entſtanden ſind, werden, ſoweit ſie noch nicht erfordert und ſoweit ſie nicht durch Vor⸗ 
ſchüſſe gedeckt find, unbeſchadet der Vorſchrift im § 30, in Gold umgerechnet. Für die Umrechnung iſt der 
Umrechnungsſatz (§ 2 Abſ. 3) am Tage des Inkrafttretens dieſer Verordnung maßgebend. Die ſich hiernach 
ergebenden Geſamtbeträge ſind auf volle 50 Goldpfennige nach unten abzurunden. Beträge von weniger als 
50 Goldpfennigen werden weder erhoben noch erſtattet. 8 
(3) Bei anhängigen ſtreitigen Anſprüchen, die eine in Reichswährung ausgedrückte Geldſumme betreffen, 
beſtimmt ſich der Wert des Streit- oder Beſchwerdegegenſtandes hinſichtlich der nach dem Inkrafttreten dieſer 


Verordnung fällig werdenden Gebühren nach dem Umrechnungsſatze (§ 2 Abſ. 3) im Zeitpunkte des Inkraft⸗ 


tretens dieſer Verordnung. 5 „ 

N (4) Bezüglich der Gebühren, Auslagen und Vorſchüſſe, die auf Grund der Gebührenordnung für Rechts- 
anwälte berechnet worden ſind oder berechnet werden, gelten die Vorſchriften des Artikels VII der Verordnung 
über die Gebühren der Rechtsanwälte vom 13. Dezember 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1188) ſinngemäß. 


ut 3 er — N 32: u 
Der Juſtizminiſter kann nähere Vorſchriften, insbeſondere zur Ausführung dieſer Verordnung, erlaſſen. 
Berlin, den 11. Januar 1924. 8 W 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
) Braun. am Zehnhoff. v. Richter. 
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